Kurzeinschätzung:

Aus der Beantwortung einer Kleinen Anfrage der LINKEN zur Umsetzung des IMK-Bleiberechtsbeschlusses (BT-Drs. 16/6195, Stand: 30.6.07) ergibt sich, dass von den bis Ende Juni 2007 gestellten gut 71.000 Anträgen im Rahmen der IMK-Regelung etwa 

· 20% positiv beschieden wurden (das ergibt knapp 15.000 erteilte Aufenthaltserlaubnisse), 

· in knapp 40% aller Fälle wurde eine Duldung zur Arbeitssuche erteilt, 

· 7,5% der Anträge wurden abgelehnt, 

· über ein knappes Drittel der Anträge wurde noch nicht entschieden. 

Betrachtet man nur die bereits entschiedenen Anträge, wurden bislang 30% der Anträge positiv und 11% negativ entschieden[1]. 

 

 Die Ablehnungen basieren einem Bericht des BMI vom Mai 2007 zufolge in etwa zur Hälfte auf den Ausschlussgründen Straffälligkeit, Terrorismusverdacht, Ausweisungsgründe, Täuschung oder Behinderung der Behörden, bei etwa 30% der Ablehnungen handelte es sich um „mitbetroffene“ Familienangehörige, die also nicht selbst die Ausschlusstatbestände erfüllten, denen aber dennoch ein Bleiberecht verweigert wurde. 

Die Zahl der bislang erteilten Aufenthaltserlaubnisse – 15.000 –, die aufgrund noch erfolgreicher Jobsuchen bzw. infolge weiterer entschiedener Anträge vielleicht noch auf 20.000 bis maximal 25.000 steigen wird – liegt weit unterhalb dessen, was diverse PolitikerInnen – ich unterstelle einmal: wissentlich falsch – ursprünglich in Aussicht gestellt (oder warnend an die Wand gemalt) hatten, als sie Zahlen von bis zu 100.000 Personen nannten. 

Die Zahl von bis zu 25.000 Menschen entspricht dementgegen in etwa den Schätzungen von Flüchtlingsorganisationen, die zu Recht angemerkt hatten, dass vor allem die geforderten langen Aufenthaltszeiten und das Erfordernis eines gesicherten Beschäftigungsverhältnisses für viele der kettengeduldeten Menschen nicht zu erfüllen sein würden.
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